29. Mérz 2022

Empfehlung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und
Hauptfiirsorgestellen (BIH) e.V. zur Gewdhrung von Leistungen des
Integrationsamtes an Arbeitgeber zur Abgeltung auBergewohnlicher
Belastungen nach § 27 SchwbAvV

1. Einleitung

a) Arbeitgeber, denen aufgrund der Schwerbehinderung einer beschéftigten Person?
auBergewohnliche finanzielle und sonstige Belastungen entstehen, kénnen auf Basis
des § 27 SchwbAV einen Zuschuss erhalten, der diese Belastung zumindest teilweise
ausgleichen soll.

b) Diese Empfehlung soll den Integrationsamtern? eine Orientierung bei der Ausfiihrung
der Leistungen bieten und bei der Ausiibung des Ermessens im Einzelfall
unterstutzen.

Die Empfehlung soll gleichzeitig Raum flir die regionalen Besonderheiten in der Form
bieten, dass sie eine Leitplanke fiir regionale Richtlinien darstellt.

2. Rechtsgrundlage

Arbeitgeber kénnen im Rahmen der zur Verfligung stehenden Mittel aus der Ausgleichs-
abgabe Zuschisse zur Abgeltung auBergewdhnlicher Belastungen nach § 185 Abs. 3 Satz
1 Nr. 2 lit.e SGB IX in Verbindung mit § 27 SchwbAV erhalten.

Die Leistungen werden erbracht fiir auBergew6hnliche Belastungen, die mit der Beschaf-
tigung schwerbehinderter Menschen im Sinne des § 155 Absatz 1 Nummer 1 lit. a bis d
SGB IX verbunden sind, vor allem, wenn ohne diese Leistungen das Beschaftigungs-
verhaltnis gefahrdet wirde.

3. Ortliche Zustindigkeit

Zustandig fur Leistungen nach diesen Empfehlungen ist das Integrationsamt, in dessen
Bereich der Arbeitsplatz liegt.

4. Nachrangigkeit der Leistungen

Die Leistungen sind nach § 160 Abs. 5 S.1 SGB IX gegeniiber den zweckgleichen
Leistungen der Rehabilitationstrager nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 SGB IX sowie gegeniiber
entsprechenden Leistungen, die von anderer Seite flir einen vergleichbaren Zweck
erbracht werden, nachrangig (siehe Verwaltungsvereinbarung Begleitende Hilfe -
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben Nr. 2.4.)

Link: Becksche Textausgabe Offentliches Wirtschaftsrecht

Insbesondere kommt eine Leistung nach Nr. 6.1 Beschaftigungssicherungszuschuss
(BSZ) dieser Empfehlung nicht in Betracht, sofern ein Eingliederungszuschuss (EGZ) im
Sinne von §§ 88 ff. SGB III oder § 50 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX durch die Agentur flr Arbeit
oder einen anderen Trager erbracht wird oder diese Zahlung nicht in Anspruch
genommen wird. Diese Regelung bezieht sich grundsatzlich auch auf die Leistung der
Personellen Unterstitzung.


https://www.bih.de/fileadmin/user_upload/Begleitende_Hilfe_LTA_Verwaltungsvereinbarung_bf.pdf
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Daher werden flr die Dauer der Zahlung des EGZ bzw. mindestens in den ersten sechs
Monaten des Beschaftigungsverhaltnisses in der Regel keine Leistungen nach § 27
SchwbAV (BSZ und PU) erbracht.

5. Forderfihige Beschiftigungsverhaltnisse und Personenkreis

5.1 Forderfahige Beschiftigungsverhadltnisse

Leistungen zur Abgeltung einer auBergewoéhnlichen Belastung sind nach § 27 SchwbAV
maoglich, wenn der schwerbehinderte Mensch in einem forderfahigen
Beschaftigungsverhdltnis steht, vor allem, wenn das Beschaftigungsverhaltnis ohne diese
Leistung geféahrdet wiirde. Die Regelungen des Mindestlohngesetzes sind einzuhalten.

Die BIH hat eine Ubersicht der férderfahigen Beschaftigungsverhéltnisse erstellt,
insbesondere sind hier auch Fragen zur Arbeitnehmeriiberlassung und zur Férderung von
Ausbildungsverhaltnissen geregelt:

Link: BIH Empfehlung Forderfahige Beschaftigungsverhaltnisse

5.2 Forderfahiger Personenkreis

Arbeitgeber kénnen Zuschisse zur Abgeltung auBergewdhnlicher Belastungen erhalten,
die mit der Beschaftigung eines schwerbehinderten Menschen verbunden sind, der nach
Art oder Schwere seiner Behinderung im Arbeits- und Berufsleben besonders betroffen
ist. Zur forderfahigen Personengruppe der besonders betroffenen schwerbehinderten
Menschen im Sinne des § 155 Abs. 1 Nr. 1 lit. a bis d SGB IX gehéren Personen dann,
wenn

1. sie auf Grund ihrer Behinderung einer besonderen Hilfskraft bedlrfen oder

2. die Beschaftigung infolge ihrer Behinderung nicht nur voriibergehend mit
besonderen Aufwendungen verbunden ist oder

3. sie infolge ihrer Behinderung nicht nur voriibergehend eine wesentlich verminderte
Arbeitsleistung erbringen oder

4. beiihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 allein infolge geistiger oder
seelischer Behinderung oder eines Anfallsleidens vorliegt.

5.3 Leistungen an selbstiandige schwerbehinderte Menschen

Die Bewilligung eines Beschaftigungssicherungszuschusses an selbsténdige
schwerbehinderte Menschen kommt in der Regel nicht in Betracht.

Bei Leistungen an selbstandige Menschen mit Schwerbehinderung muissen die
Voraussetzungen des § 21 Abs. 1 SchwbAV uneingeschrankt vorliegen. Insbesondere
muss der schwerbehinderte Mensch ungeachtet der behinderungsbedingten
Einschrankungen seinen Lebensunterhalt durch die selbstéandige Tatigkeit voraussichtlich
auf Dauer im Wesentlichen sicherstellen kénnen.

Beschaftigt der selbstandig tatige schwerbehinderte Mensch andere Personen zur eigenen
Unterstitzung, kommen Leistungen nach der Nr. 6.2 in Form der personellen
Unterstitzung (PU) nur in Betracht, wenn die unterstitzten Tatigkeiten nicht ohnehin in
der Regel von abhangig Beschaftigten und nicht von der selbstdndig tatigen Person selbst
durchgefiihrt werden.


https://www.bih.de/fileadmin/user_upload/220513_Uebersicht_Foerderfaehige_Beschaeftigungsverhaeltnisse_barrierefrei_pdf-ua.pdf
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Die Férderung darf nicht dazu fiihren, eine defizitare Selbstandigkeit wirtschaftlich am
Leben zu erhalten (VGH Baden-Wdirttemberg, Urt. v. 4.5.2004 — 9 S 14/03; br 2004,
S.177).

6. AuBergewodhnliche Belastungen

AuBergewdhnliche Belastungen im Sinne des § 27 Abs. 2 SchwbAV sind Uberdurch-
schnittlich hohe finanzielle Aufwendungen oder sonstige Belastungen des Arbeitgebers,
die behinderungsbedingt hervorgerufen werden. Insbesondere kénnen diese
abgegolten werden durch einen Beschaftigungssicherungszuschuss (6.1.) und/oder
Personelle Unterstiitzung (6.2). Dabei ist zu berlicksichtigen, dass eine Personelle
Unterstitzung Auswirkungen auf die H6he der Leistungseinschrankung haben kann.
Ziel der Leistung ist es, das Beschaftigungsverhaltnis mit dem schwerbehinderten
Menschen trotz der bestehenden Leistungseinschrankung zu sichern.

6.1 Beschiftigungssicherungszuschuss

Eine auBergewohnliche Belastung wegen (berdurchschnittlich hoher finanzieller
Aufwendungen liegt vor, wenn der schwerbehinderte Mensch gegenliber der im Betrieb /
der Dienststelle Ublichen Normalleistung auf einem vergleichbaren Arbeitsplatz eine nicht
nur voriibergehend wesentlich verminderte Arbeitsleistung (Leistungseinschrankung)
erbringt, die zu einem Ungleichgewicht zwischen der tatsachlichen Arbeitsleistung und
dem gezahlten Leistungsentgelt fihrt.

Eine solche Leistungseinschrankung ist insbesondere gegeben bei behinderungsbedingt

- im Vergleich Uberdurchschnittlich verlangsamter Arbeitsweise oder verlangsamter
Bewegungen,

» zusatzlichen Pausen und Ruhezeiten,

- umstandlicheres Arbeiten,

- kurze aber haufige Leerlauf- und Wartezeiten (also persdnliche, nicht betrieblich
veranlasste Arbeitsunterbrechungen),

- im Vergleich Uberdurchschnittlich hoher Fehlerquote oder

- erheblichen Motivationsdefiziten.

Uberdurchschnittlich sind diese Belastungen in der Regel, wenn sie die im Betrieb oder in
der Dienststelle Ublicherweise flir Beschaftigte mit vergleichbaren Arbeitsaufgaben
anfallenden Kosten deutlich Gberschreiten. Dies ist in der Regel der Fall, wenn die
Arbeitsleistung des schwerbehinderten Menschen mindestens um 30 v. H. (vgl. BAG,
Urteil vom 11. Dezember 2003 — 2 AZR 667/02; BAGE 109, 87-100) geringer ist als
diejenige eines anderen Beschdftigten, der eine vergleichbare Tatigkeit/Funktion im
Betrieb/der Dienststelle ausiibt.

Es ist eine individuelle Prifung erforderlich.

Wenn eine Leistungseinschrankung und damit eine auBergewoéhnliche Belastung gegeben
sind, sowie die Ubrigen Voraussetzungen erfillt sind, besteht die Férderung in der
Gewahrung eines BSZ, dessen H6he nach den Stufen der Nr. 12.1 gestaffelt ist.



29. Mérz 2022

6.2 Personelle Unterstiitzung

Eine auBergewdhnliche sonstige Belastung liegt auch vor, wenn der schwerbehinderte
Mensch die behinderungsbedingt erforderliche Unterstlitzung bei der Arbeitsausfiihrung
durch andere Beschaéftigte des Arbeitgebers erhalt.

Eine solche personelle Unterstlitzung ist insbesondere gegeben bei

- langerer oder regelmaBig wiederkehrender fachlicher bzw. arbeitspadagogischer
Unterweisung, Anleitung und/oder Kontrolle (insbesondere bei lern-/geistig
behinderten Menschen),

- regelmaBiger arbeitsbegleitender Betreuung und Motivation zur Arbeitsausfiihrung
(insbesondere bei seelisch behinderten Menschen),

« regelmaBig erforderlichen tatigkeitsbezogenen Handreichungen und Hilfestellungen
(z.B. Heben und Tragen, Wege im Betrieb) bei der Arbeitsausfiihrung sowie der
Sicherstellung der Kommunikation am Arbeitsplatz (insbesondere fiir erheblich
kdrperbehinderte und/oder sinnesbehinderte Menschen).

Uberdurchschnittlich im Sinne von § 27 Abs. 2 SchwbAV sind die Aufwendungen sowie
die sonstigen Belastungen des Arbeitgebers dann, wenn sie die im Betrieb oder in der
Dienststelle Gblicherweise fir Beschaftigte mit vergleichbaren Arbeitsaufgaben
anfallenden Kosten deutlich Gberschreiten. Dies ist in der Regel der Fall, wenn bei
innerbetrieblicher personeller Unterstitzung diese arbeitstaglich durchschnittlich
mindestens eine Stunde erforderlich ist. Die Leistung kann auch gewdahrt werden,
wenn die personelle Unterstlitzung arbeitstaglich fiir eine halbe Stunde notwendig ist,
sofern die Versagung der Leistung fir den Arbeitgeber eine besondere Harte darstellen
wirde. Die durchschnittliche arbeitstagliche personelle Unterstliitzung wird in die in Nr.
12.2 beschriebenen Stufen untergliedert.

Die Leistung der personellen Unterstitzung ist von der Arbeitsassistenz i. S. d. § 185
Abs. 5 SGB IX, § 17 Abs. la SchwbAV in der Regel wie folgt abzugrenzen:

- Die erforderliche Unterstlitzung durch eigene Mitarbeitende (z.B. Handreichungen)
ist als personelle Unterstlitzung zu werten.

- Die erforderliche Unterstlitzung durch Dritte ist als Arbeitsassistenz i. S. d. § 185
Abs. 5 SGB IX zu werten.

Dabei umfasst Arbeitsassistenz grundsatzlich die Unterstitzung auBerhalb des das
Beschaftigungsverhaltnis inhaltlich pragenden Kernbereichs der arbeitsvertraglich /
dienstrechtlich geschuldeten Arbeitsaufgaben. Beide Leistungen kdnnen kombiniert
erbracht werden. Auf die Empfehlung zur Arbeitsassistenz in der jeweils geltenden
Fassung wird verwiesen.

Link: Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter
und Hauptfiirsorgestellen (BIH) e.V. fiir die Erbringqung finanzieller Leistungen

zur Arbeitsassistenz schwerbehinderter Menschen gemdf3 § 185 Abs. 5 SGB IX

7. Gefahrdung des Arbeitsverhidltnisses

Insbesondere sind Zuschiisse nach § 27 SchwbAV dann moglich, wenn das Arbeits-
verhaltnis ohne die Zuschisse gefahrdet ware. Darunter féllt auch die Feststellung der
begrenzten Dienstunfahigkeit von Beamten. Wenn der schwerbehinderte Beamte der
(zwangsweisen) Umsetzung oder der (zwangsweisen) Teilzeit nicht zustimmt, droht die
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https://www.bih.de/fileadmin/user_upload/BIH_Empfehlung_Arbeitsassistenz_Stand_November_2019_KORR_24082020_bf.pdf
https://www.bih.de/fileadmin/user_upload/BIH_Empfehlung_Arbeitsassistenz_Stand_November_2019_KORR_24082020_bf.pdf
https://www.bih.de/fileadmin/user_upload/BIH_Empfehlung_Arbeitsassistenz_Stand_November_2019_KORR_24082020_bf.pdf
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Versetzung in den Ruhestand oder die Entlassung und damit die Beendigung des
Beamtenverhaltnisses.

8. Besonderheiten

8.1 Behinderungsbedingte Befreiung von der Aufgabe

Wird der schwerbehinderte Mensch von einer seiner Aufgaben behinderungsbedingt
befreit, kommt eine Leistung nach der Nr. 6.1 (BSZ) bezlglich dieser Aufgabe nur in
Betracht, wenn

« die Arbeit durch Beschaftigte Gibernommen wird (Umverteilung) und

» durch den schwerbehinderten Menschen keine anderen Aufgaben / Arbeiten
zusatzlich und uneingeschrankt ibernommen werden (fehlende Kompensation).

Sind diese Voraussetzungen nicht erfillt, fehlt es an der auBergewothnlichen Belastung,
da die Aufgaben des schwerbehinderten Menschen nach § 164 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB
IX angepasst wurden, er aber durch die Kompensation eine vollwertige Stelle ausfillt.

8.2 Arbeitsunfahigkeit und Zusatzurlaub

Belastungen, die durch Zeiten einer Arbeitsunfahigkeit oder den Zusatzurlaub nach § 208
SGB IX entstehen, stellen keine auBergewdhnliche Belastung im Sinne dieser
Empfehlungen dar.

9. Zusammenhang Schwerbehinderteneigenschaft und Leistungen nach
8§ 27 SchwbAVv

Der Arbeitsausschuss Rechtsfragen hat sich in seiner Sitzung am 25.05.2021 mit der
Frage des Zusammenhangs der Schwerbehinderteneigenschaft mit den Leistungen der
begleitenden Hilfe befasst. Orientierung bietet Nr. 2 des Protokolls, siehe Anlage 1.

10. Ausschopfen anderer Moglichkeiten, das Arbeitsverhaltnis zu sichern
(Empowerment)

Vorrangiges Ziel ist es, den schwerbehinderten Menschen in die Lage zu versetzen,
annahernd eine betriebliche Normalleistung zu erbringen bzw. die eigene Arbeitsleistung
selbststandig erbringen zu kénnen. Gleichzeitig ist es das Ziel jeder Leistung, das
Arbeitsverhdltnis dauerhaft zu sichern.

Das Integrationsamt berat die Arbeitgeber zusammen mit dem Technischen
Beratungsdienst und den Integrationsfachdiensten zum Ausschépfen aller vorrangigen
Mdglichkeiten und wirkt auf eine angemessene Umsetzung dieser MaBnahmen hin.

Zu den vorrangigen MaBnahmen gehdren insbesondere

- die dem Fahigkeitsprofil des schwerbehinderten Menschen entsprechende Auswahl
bzw. Anpassung des Arbeitsplatzes,

- die behinderungsgerechte Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes,

« die Durchflihrung eines Jobcoachings

- die auf die Fahigkeiten abgestimmte berufliche Bildung und Einarbeitung
einschlieBlich innerbetrieblicher MaBnahmen zur beruflichen Qualifizierung,
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- Veranderungen der Arbeitszeitgestaltung und der Arbeitsorganisation,

- gegebenenfalls die Versetzung auf einen anderen, angemessenen und zumutbaren
Arbeitsplatz, auf dem weder eine Leistungseinschrankung besteht noch eine
personelle Unterstiitzung erforderlich ist, auch wenn dies fir den schwerbehinderten
Menschen selbst mit einer Verringerung des Arbeitsentgeltes verbunden ist.

Kommen vorrangige MaBnahmen nicht in Betracht oder liegt trotz Umsetzung der oben
genannten MaBnahmen weiterhin eine unzumutbare Belastung des Arbeitgebers vor,
kdénnen Leistungen nach § 27 SchwbAV zur Sicherung des Arbeitsverhaltnisses beitragen.
Sie kdnnen neben anderen Leistungen der begleitenden Hilfe erbracht werden.

11. Unzumutbarkeit fiir den Arbeitgeber

Damit Leistungen nach § 27 SchwbAV bewilligt werden kénnen, muss die Ubernahme der
Kosten der behinderungsbedingten auBergewdéhnlichen finanziellen Aufwendungen sowie
sonstiger Belastungen im Sinne der Nr. 6 flir den Arbeitgeber unzumutbar sein. Die
folgenden Fallgestaltungen kénnen sich auf die Anforderungen der Zumutbarkeit
auswirken.

11.1 Reduzierung der Vergiitung

An Unzumutbarkeit fehlt es, wenn die Leistungsreduzierung bei der Verglitung des
schwerbehinderten Menschen bereits berlcksichtigt wurde, d. h. die Vergitung also im
Vergleich zu anderen Beschaftigten mit vergleichbaren Aufgaben erheblich reduziert
wurde.

11.2 Beschaftigungspflicht

Das MaB der Unzumutbarkeit kann sich insbesondere an der Erfillung der
Beschaftigungspflicht gemafi

§ 154 Abs. 1 SGB IX orientieren. Dabei kann eine Mehrfachanrechnung gemaBi § 159
SGB IX des schwerbehinderten Menschen durch die Agentur flir Arbeit berlicksichtigt
werden.

11.3 Besondere Anforderungen an die Zumutbarkeit

Im Ubrigen kénnen an den Arbeitgeber hinsichtlich des ihm finanziell Zumutbaren im
Rahmen der Gesamtbetrachtung im Einzelfall besonders hohe Anforderungen gestellt
werden, wenn

1. Anspruch auf Verdienstsicherung besteht, sowie

2. die Behinderung durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht
wurde.

12. Berechnung und Hohe der Abgeltung der auBergewohnlichen Belastungen

12.1 Grad der Leistungseinschriankung

Die Zuschusshohe richtet sich nach der individuell festgestellten Leistungseinschrankung.
Eine Leistungseinschrankung beim Beschaftigungssicherungszuschuss im Sinne der Nr.
6.1. wird grundsatzlich in folgende Stufen untergliedert:
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- einfach - es liegt eine Leistungseinschrankung von ca. 30 % vor
« mittel - es liegt eine Leistungseinschrankung von ca. 40 % vor
- schwer - es liegt eine Leistungseinschrankung von ca. 50 % vor

12.2 Umfang der personellen Unterstiitzung

Die durchschnittliche arbeitstagliche personelle Unterstiitzung im Sinne der Nr. 6.2 wird
in folgende Stufen untergliedert:

- Stufe 1: ab 30 Minuten

- Stufe 2: ab 1 Stunde

- Stufe 3: mehr als 2 Stunden
- Stufe 4: mehr als 3 Stunden

Die Stufe 4 bedarf einer besonderen Begriindung.

12.3 Zahlbetrdge

Den Bedarfsstufen werden Zahlbetrdage durch das jeweilige Integrationsamt zugeordnet,
die eine branchen-, regional- bzw. landerspezifische Entlohnung des schwerbehinderten
Menschen bzw. der Unterstiitzungsperson berlicksichtigen.

Die Betrage fir den Beschaftigungssicherungszuschuss orientieren sich dabei an den
jeweiligen Bruttoldhnen oder -gehaltern der beschaftigten Person. Gratifikations- oder
sonstige gewinnabhangige Zahlungen bleiben unberticksichtigt.

Das Integrationsamt kann bei der Berechnung unterstellen, dass die Unterstitzung durch
eine oder mehrere Personen der gleichen Lohngruppe erfolgt, der der schwerbehinderte
Mensch angehort, wenn nicht im besonderen Einzelfall (z.B. wegen Kontrollen der Arbeit)
ein héheres Entgelt zu Grunde zu legen ist. Erfolgt die Unterstlitzung durch Hilfskrafte,
kann die Unterstiitzung durch Mitarbeitende dieser Lohngruppe unterstellt werden. Die
konkrete Zuordnung einer einzelnen unterstitzenden Person ist dann nicht mehr
erforderlich.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers aus § 164 Abs. 4 SGB IX bleibt unberihrt. Eine
Nichterflillung kann sich auf Dauer und H6he der Férderung auswirken

Grundsatzlich ist der BSZ eine Leistung, die Giber mehrere Jahre bzw. dauerhaft bewilligt
werden kann, wenn die Voraussetzungen weiterhin bestehen. Jedoch kann auch bei
unveranderter Leistungsvoraussetzung bei einer Weiterbewilligung eine Reduzierung
(Degression) erfolgen.

12.4 Teilzeitbeschiaftigung und Altersteilzeit

Der Beschaftigungssicherungszuschuss ist bei Teilzeitbeschaftigung anteilmaBig zu
kirzen. Vollzeitbeschaftigung in diesem Sinn wird in erster Linie definiert durch den dem
Arbeitsverhaltnis zu Grunde liegenden Tarifvertrag oder sonstige arbeitsvertragliche,
dienstrechtliche oder sonstige Regelungen hierzu. Fir die Héhe der Férderung wird
angenommen, dass unabhangig hiervon bei einer wochentlichen Arbeitszeit von weniger
als 35 Stunden keine Vollzeit vorliegt.

Eine Altersteilzeit im Blockmodell ist wahrend der Arbeitsphase nicht als Teilzeit-,
sondern wie eine Vollzeitbeschaftigung zu behandeln mit der Folge, dass wahrend der
Freistellungsphase die Leistungen entfallen.
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12.5 Forderobergrenze

Bei der abschlieBenden Gesamtbetrachtung soll die Héhe der jahrlichen Leistung zur
Abgeltung auBergewdhnlicher Belastungen des Arbeitgebers (Beschaftigungssicherungs-
zuschuss, personelle Unterstitzung oder Kombination von beiden Leistungstatbestanden)
50 % des Jahreseinkommens oder des durchschnittlichen Monatseinkommens
(Arbeitnehmerbrutto) des schwerbehinderten Menschen nicht iberschreiten.

13. Antragstellung und Dauer der Leistung

13.1 Beginn und Dauer der Leistung

Die Leistung wird ab Beginn des Monats, in dem der Antrag eingegangen ist, bewilligt.
Wahrend der Einarbeitung - in der Regel in den ersten sechs Monaten des
Beschaftigungsverhaltnisses - werden keine Leistungen nach § 27 SchwbAV erbracht. Die
Leistungen werden befristet bewilligt. Sie kdnnen auf Antrag wiederholt erbracht werden.

Ein kurzer Bewilligungszeitraum kann insbesondere in Betracht kommen, wenn

- die Leistung erstmalig bewilligt wird oder

- die behinderungsgerechte Einrichtung und Ausstattung des Arbeitsplatzes mit
technischen Hilfen gerade erst erfolgt ist oder

- der Umfang der auBergewdhnlichen Belastung Veranderungen unterworfen sein
kann, z.B. bei Einsatz eines Jobcoach.

13.2 Beendigung des Arbeitsverhadltnisses

Sollen Arbeitsverhaltnisse beendet werden, entfallen die Leistungsvoraussetzungen in der
Regel bei

« Erteilung der Zustimmung zur Kiindigung durch das Integrationsamt vom Monat
nach Erteilung der Zustimmung an oder

- Aufhebungsvertragen vom Monat nach Unterzeichnung des Vertrages an oder

- einer Kindigung ohne Zustimmung des Integrationsamtes vom Monat nach Zugang
der Kindigung.

14. Zeiten ohne Lohnzahlung durch den Arbeitgeber

Leistungen werden auch bei Abwesenheit des schwerbehinderten Menschen
(insbesondere Urlaub, Arbeitsunfahigkeit) erbracht, solange nicht Lohnersatzleistungen
von Dritten erbracht werden, bei Entgelt- oder Gehaltsfortzahlung langstens jedoch 6
Wochen.

Bei Beamten wird die Leistung ebenfalls nach 6 Wochen eingestellt, auch wenn das
Entgelt bei einer Erkrankung fortgezahlt wird.

Bei Insolvenz des Arbeitgebers entféllt die Leistung, soweit flir den schwerbehinderten
Menschen (bei BSZ) bzw. die unterstitzende Person (bei PU) Insolvenzgeld gezahlt wird.
Die Zahlung von Kurzarbeitergeld fihrt in der Regel zu einer Reduzierung der Leistungen.
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15. In-Kraft-Treten

Diese Empfehlungen treten mit Wirkung vom 1. April 2022 in Kraft. Anderungen zur
bisherigen Empfehlung sind bei jeder Neu- oder Weiterbewilligung zu berlicksichtigen.
Anderungen wahrend der Dauer bereits bewilligter Leistungen finden nicht statt.
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Arbeitsausschuss Rechtsfragen

Auszug aus dem

Protokoll Arbeitsausschuss—Rechtsfragen am 25.05.2021

TOP

Inhalt

Erledigung

Zusammenhang mit der Schwerbehinderteneigenschaft
und Leistungen der begleitenden Hilfe

Frau Koch stellt die Frage in den Raum, ob bei der Bewilligung
von Leistungen der begleitenden Hilfe allein die anerkannten
Behinderungen zugrunde gelegt werden dirfen oder ob auch
dann eine Leistung madglich ist, wenn die im Feststellungs-
bescheid des Versorgungsamtes genannten Gesundheits-
stérungen nicht tangiert sind.

Einigkeit besteht zunachst darin, dass vor dem Hintergrund des
Wandels vom Kausalitatsprinzip zum Finalitatsprinzip (§ 18 Abs.
2 Nr. 1 SchwbAV stellt nicht mehr auf die behinderungsbedingte
Notwendigkeit ab, sondern nur noch darauf, ob die Teilhabe am
Arbeitsleben unter Berlicksichtigung von Art und Schwere der
Behinderung auf besondere Schwierigkeiten stéBt), eine starre
Orientierung an den anerkannten Funktionsbeeintrachti-
gungen nicht zwingend erforderlich ist, sondern eine
inhaltlich - funktionelle Beziehung zu den anerkannten
Behinderungen ausreicht, so dass fiir die Leistung ein
irgendwie gearteter Zusammenhang ausreichend sein
diirfte. Insofern dirfte bspw. eine Leistung nach § 27 SchwbAV
bei psychischen Problemen, die aufgrund einer anerkannten MS-
Erkrankung entstanden sind, méglich sein. Insoweit ist zu
bericksichtigen, dass nach der Versorgungsmedizin-Verordnung
viele Behinderungen bereits seelische Begleiterscheinungen
bertcksichtigen.

Als problematisch werden die Falle bewertet, in denen kein
Zusammenhang mit der anerkannten Behinderung vorliegt,
beispielsweise im Falle einer anerkannten Gehdérlosigkeit, wenn
wegen eines nicht als Behinderung festgestellten Rickenleidens
der Zuschuss zu einer Hebehilfe begehrt werde.

Zum Teil wird die Ansicht vertreten, dass insbesondere die
Verordnungsbegriindung zur SchwbAV eine sehr weite Auslegung
nahelegt, so dass zu liberlegen sei, ob in Féllen ohne entsprech-
enden Zusammenhang ein arztliches Attest flr die Bewilligung
einer Férderung der begleitenden Hilfe ausreichend sein kénnte.
Zudem lehnen Versorgungsamter bei einem bereits festgestellten
Grad der Behinderung (GdB) von 100 oft die Feststellung einer
weiteren Behinderung mangels Rechtsschutzbedlirfnis ab. Auch
wird argumentiert, dass bei einem bereits festgestellten GdB von
50 oder mehr bei einem erneuten Antrag auf Feststellung einer
Behinderung das Risiko der Herabsetzung und des Verlustes der
Schwerbehinderteneigenschaft bestehe.
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29. Mérz 2022

Allerdings ist demgegentber zu bericksichtigen, dass nach dem
Praventionsgedanken aus § 3 SGB IX und dem ,Positionspapier
der BIH zur Bedeutung, Aufgaben und Rolle der
Integrationsamter im Feld der Pravention™ zwar der
Beratungsauftrag der Integrationsamter weit zu fassen ist, dies
jedoch nicht deckungsgleich mit dem Umfang der Leistungen der
begleitenden Hilfe ist. Berlicksichtigt werden sollte ferner der
Umstand, dass § 18 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SchwbAV durch die
Formulierung ,unter Berlicksichtigung von Art oder Schwere der
Behinderung" und durch das Abstellen auf den
~behinderungsbedingten Bedarf" auf die (anerkannte)
Behinderung Bezug nimmt, und dass zudem die einzelnen
Férdertatbestdnde der SchwbAV oft einen Bezug zur Behinderung
voraussetzen (§ 26 SchwbAV - behinderungsgerechte Einrichtung
von Arbeitsplatzen, § 27 SchwbAV - nach Art und Schwere seiner
Behinderung).

Als ein weiterer Aspekt wird die Mittelsituation einzelner
Bundeslander angesprochen.

11



	Empfehlung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen (BIH) e.V. zur Gewährung von Leistungen des Integrationsamtes an Arbeitgeber zur Abgeltung außergewöhnlicher Belastungen nach § 27 SchwbAV
	1. Einleitung
	2. Rechtsgrundlage
	3. Örtliche Zuständigkeit
	4. Nachrangigkeit der Leistungen
	5. Förderfähige Beschäftigungsverhältnisse und Personenkreis
	5.1 Förderfähige Beschäftigungsverhältnisse
	5.2 Förderfähiger Personenkreis
	5.3 Leistungen an selbständige schwerbehinderte Menschen

	6. Außergewöhnliche Belastungen
	6.1 Beschäftigungssicherungszuschuss
	6.2 Personelle Unterstützung

	7. Gefährdung des Arbeitsverhältnisses
	8. Besonderheiten
	8.1 Behinderungsbedingte Befreiung von der Aufgabe
	8.2 Arbeitsunfähigkeit und Zusatzurlaub

	9. Zusammenhang Schwerbehinderteneigenschaft und Leistungen nach  § 27 SchwbAV
	10. Ausschöpfen anderer Möglichkeiten, das Arbeitsverhältnis zu sichern (Empowerment)
	11. Unzumutbarkeit für den Arbeitgeber
	11.1 Reduzierung der Vergütung
	11.2 Beschäftigungspflicht
	11.3 Besondere Anforderungen an die Zumutbarkeit

	12. Berechnung und Höhe der Abgeltung der außergewöhnlichen Belastungen
	12.1 Grad der Leistungseinschränkung
	12.2 Umfang der personellen Unterstützung
	12.3 Zahlbeträge
	12.4 Teilzeitbeschäftigung und Altersteilzeit
	12.5 Förderobergrenze

	13. Antragstellung und Dauer der Leistung
	13.1 Beginn und Dauer der Leistung
	13.2 Beendigung des Arbeitsverhältnisses

	14. Zeiten ohne Lohnzahlung durch den Arbeitgeber
	15. In-Kraft-Treten

	Arbeitsausschuss Rechtsfragen
	Auszug aus dem Protokoll Arbeitsausschuss–Rechtsfragen am 25.05.2021


